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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr* 329 der Fraktion der SPD 
- Nr. 4232 der Drucksadien - Finanzlage der 
Deutschen Bundesbahn 


Es ist richtig, daß sich die Finanzlage der Deutschen Bundesbahn 
in den letzten Monaten so verschlechtert hat, daß sie zu Besorgnissen 
Anlaß gibt. 

Das Jahr 1951 schloß mit einem Gewinn von 71,9 Mio DM ab. 
Dieser wurde zur Verringerung des Verlustvortrags aus 1950 ver- 
wendet. Das Jahr 1952 verlief bis einsdiließlidi September durdiaus 
normal, in den Anfangsmonaten sogar so günstig, daß die Deutsche 
Bundesbahn einen Naditragswirtschaftsplan mit einem Mehr von 
237,5 Mio DM in Einnahme und Ausgabe vorlegen konnte. 

Mit dem Ausbleiben der üblichen Herbstverkehrsspitze sanken die 
Einnahmen im Oktober 1952 erstmalig unter die des Vorjahres und 
blieben zugleich stark hinter den Erwartungen zurück, die mit der 
Tariferhöhung vom 5. August 1952 verknüpft worden waren. Eine 
w^esentliche Erholung ist bisher nicht eingetreten. Besonders ein- 
nahmeschwach waren die Monate Januar und Februar 1953. 

Bei den gesunkenen Einnahmen wurden im Dezember 1952 un- 
vorhersehbaie Mehrausgaben in Höhe von 74,3 Mio DM für die all- 
gemein gezahlten Weihnachtszuwendungen an das Personal erforder- 
lich. Die Auswirkungen des dritten Besoldungsänderungsgesetzes bringen 
im Jahre 1953 eine Mehrbelastung von 287,^ Mio (laufend jährlich 
348 Mio) DM. Wenn die Lohnforderungen der Eisenbahnarbeiter 
erfüllt werden sollten, würde ein weiterer Mehraufwand von rd. 
75 Mio in 1953 (laufend jährlich 100 Mio' DM) zu decken sein. 

Zu Frage 1: Die Bundesbahn wird ihre gegenwärtigen finanziellen 
Schwierigkeiten nicht allein durch betriebswirtschaft- 
liche und personalpolitische Maßnahmen und auch 
nicht ohne Hilfe beheben können. Dies gilt um so 
mehr, als sich personelle Maßnahmen in einem sozial- 
politisch vertretbaren Rahmen halten müssen. 

Die Organe der Deutschen Bundesbahn und die be- 
teiligten Ressorts sind bemüht, die Kassenschwierig- 
keiten zu überbrücken und prüfen die Möglichkeiten 
einer grundsätzlichen Besserung der Ertragslage. 
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Zu Frage 2: Die Bundesregierung hat der Deutschen Bundesbahn 
aus dem Arbeitsbeschaffungsprogramm 1950 einen 
Kredit von 250 Mio DM sowie aus dem Bundeshaus- 
halt 1952 60 Mio DM und aus dem Haushalt 1953 
90 Mio DM langfristige Darlehen zur Ausbesserung 
und Erneuerung ihrer Anlagen und Fahrzeuge be- 
willigt. Darüber hinaus sind der Deutschen Bundes- 
bahn aus ERP-Mitteln von 1949 bis jetzt insgesamt 
rd. 150 Mio DM und aus der Investitionshilfe 50 Mio 
DM als Darlehen zugeflossen. 

Die Haushaltslage des Bundes hat es bisher nicht ge- 
stattet, höhere Mittel zur Verfügung zu stellen. Die 
Bundesregierung beabsichtigt aber, auf die Begleichung 
der für die Zeit von Juni 1949 bis März 1951 nicht 
bezahlten Bundesbahnabgabe in Höhe von 320 Mio 
DM zu verzichten. 

Zu Frage 3: Aufgrund der Entschließungen der Dortmunder Ver- 
kehrsministerkonferenz vom lO./ll. Dezember 1952 
ist ein Ausschuß mit der Aufgabe betraut worden, die 
Frage der betriebsfremden und politischen Lasten der 
Deutschen Bundesbahn zu untersuchen. Ein Ergebnis 
liegt noch nicht vor. 

Zur Zeit gibt es für eine allgemeine Übernahme der 
betriebsfremden und politischen Lasten durch den 
Bund keine Rechtsgrundlage, audi läßt die Haushalts- 
lage des Bundes eine solche Regelung nicht zu. 


Dr. Seebohm 



